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Auf der Grundlage der §§ 19 Abs. 1, 20 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung 

(Thüringer Kommunalordnung -ThürKO) vom 28. Januar 2003 (GVBl.2003, S. 41), des § 23 

des Thüringer Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft (ThürSchfTG) vom 20. Dezember 

2010 (GVBl.2010, S. 522), der §§ 3 und 4 des Thüringer Gesetzes über die Finanzierung der 

staatlichen Schulen (ThürSchFG) vom 30. April 2003 (GVBl.2003, S. 258) sowie §§ 4, 5  des 

Thüringer Reisekostengesetzes (ThürRKG) vom 23.Dezember 2005 (GVBl. 2005, S. 446) in 

den jeweils geltenden Fassungen, erlässt die Stadt Weimar durch Beschluss des Stadtrates in 

seiner Sitzung am 17.06.2026 folgende Satzung zur Schülerbeförderung in der Stadt Weimar. 

 

Die in dieser Satzung verwendeten personenbezogenen Bezeichnungen gelten für alle Ge-

schlechter gleichermaßen. Nachfolgend die Lesefassung: 
 

 

§ 1  

Geltungsbereich und Grundsätze der Schülerbeförderung 

 

(1) Diese Satzung regelt für die im Stadtgebiet Weimar wohnenden Schüler das Verfah-

ren zur Gewährung von Leistungen zur Schülerbeförderung und deren Höhe, sowie die Er-

stattung notwendiger Beförderungsleistungen auf dem Schulweg. 

 

(2) Die Schülerbeförderung wird nach § 4 des Thüringer Gesetzes über die Finanzierung 

der staatlichen Schulen (ThürSchFG) in der jeweils gültigen Fassung und den Bestimmun-

gen der nachfolgenden Satzung durchgeführt. 

 

(3) Kein Anspruch auf Schülerbeförderung besteht, wenn Fahrtkosten zur Schule bereits 

anderweitig gefördert werden. 

 

(4) Die Eltern, gem. § 1 Abs.3 ThürSchFG bzw. bei volljährigen Schülern die Schüler 

selbst, können ab Klassenstufe 11 an den Beförderungskosten beteiligt werden. 

 

 

§ 2  

Träger der Schülerbeförderung 

 

(1) Die Stadt Weimar ist Träger der Schülerbeförderung für die in ihrem Gebiet wohnen-

den Schüler.  

 

(2) Als Träger der Schülerbeförderung hat die Stadt Weimar bei bestehendem Anspruch 

nach § 4 ThürSchFG die Pflicht, die Schüler nach Maßgabe dieser Satzung zu befördern 

oder ihnen oder Ihren Eltern oder anderen Sorgeberechtigten die notwendigen Beförde-

rungskosten für den Schulweg – vollständig oder anteilig- zu erstatten. 
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(3) Für Schüler, die ihren Wohnsitz in der Stadt Weimar haben und eine Schule in freier 

Trägerschaft besuchen, an der die Schulpflicht erfüllt werden kann, gilt diese Satzung ent-

sprechend mit der Maßgabe, dass nach § 23 des Thüringer Gesetzes über Schulen in freier 

Trägerschaft (ThürSchfTG) die Stadt Weimar in solchen Fällen nicht zur Organisation der 

Schülerbeförderung verpflichtet ist. 

 

 

 

§ 3  

Antragstellung und Fristen zur Prüfung der Anspruchsberechtigung 

 

(1) Antragsberechtigt gem. § 4 Abs. 3 ThürSchFG sind die Sorgeberechtigten sowie Er-

satzsorgeberechtigten kraft Bestellung (z.B. Vormund, Betreuer, Jugendamt etc., nachfol-

gend Sorgeberechtigte genannt) des minderjährigen Schülers oder der volljährige Schüler 

selbst. 

 

(2) Für den Antrag ist das auf der Internetseite der Stadtverwaltung Weimar zur Verfü-

gung gestellte Formular zu verwenden. Der Antrag ist bei der Stadt Weimar bis spätestens 

zum 31.03. des jeweiligen Kalenderjahres für das kommende Schuljahr einzureichen. Alter-

nativ kann bis zum 5. eines Monats des laufenden Schuljahres der Antrag gestellt werden, 

damit eine Ausführung des Beförderungs- und Erstattungsanspruches zu Beginn des Folge-

monats gewährleistet werden kann. 

 

(3) Ansprüche aus verspätet eingereichten Anträgen können erst zu Beginn des über-

nächsten Monats realisiert werden. In begründeten Ausnahmefällen ist eine verspätete Be-

antragung möglich. 

 

(4) Wird mit einer Antragstellung eine besondere Gefahr für die Sicherheit und Gesund-

heit des Schülers geltend gemacht oder muss ein Schüler wegen einer dauernden oder vo-

rübergehenden Behinderung ohne Mindestbegrenzung i.S. d. § 4 Abs. 4 Satz 5 ThürSchFG 

befördert werden, ist dies durch den Antragsteller ausführlich zu begründen. Zum Nachweis 

einer Behinderung ist grundsätzlich ein ärztlicher Nachweis vorzulegen. Der Träger der 

Schülerbeförderung behält sich vor, zusätzlich ein amtsärztliches Gutachten einzuholen.  

 

(5) Den Eltern, den Sorgeberechtigten oder dem volljährigen Schüler wird auf Grundlage 

des Antrages ein Bescheid über die Anspruchsberechtigung erteilt. 

 

 

§ 4  

Durchführung der Schülerbeförderung 

 

(1) Die Notwendigkeit der Beförderung auf dem Schulweg bestimmt sich nach § 4 

ThürSchFG. 
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(2) Die Stadt Weimar ist verantwortlich für die Organisation und entscheidet über Art und 

Umfang der Schülerbeförderung sowie bei Schülern mit vorübergehender oder dauernder 

Behinderung über eine der Behinderung adäquate Beförderung. Ein Wahlrecht der Sorgebe-

rechtigten oder der Schüler besteht nicht. 

 

(3) Im Rahmen der wirtschaftlichsten Beförderung ist für Schüler auch die Benutzung 

mehrerer Beförderungsmittel für den Schulweg zumutbar. Wenn der Schüler eine andere als 

die von der Stadt Weimar festgelegte Beförderung wählt, werden ihm die dadurch entstan-

denen Mehrkosten nicht erstattet. 

 

(4) Die Schülerbeförderung wird grundsätzlich über die bestehenden Linien des öffentli-

chen Personennahverkehrs (ÖPNV) gewährleistet. 

 

(5) Die Beförderungs- und Erstattungspflicht besteht nur für die kürzeste Wegstrecke 

zwischen der Wohnung des Schülers und der nächstgelegenen aufnahmefähigen staatlichen 

Schule, die dem Schüler den von ihm angestrebten Schulabschluss ermöglicht. Besucht ein 

Schüler eine andere Schule als die, bei deren Besuch er Anspruch auf Beförderung oder 

Erstattung der notwendigen Aufwendungen hätte, so werden ihm nur die Aufwendungen 

erstattet, die beim Besuch der nächstgelegenen Schule anfallen würden, höchstens jedoch 

die Aufwendungen für den tatsächlichen Schulweg. 

 

(6) Hat der Schüler seinen gewöhnlichen Aufenthalt in mehreren Wohnungen, gilt als 

Wohnung im Sinne dieser Satzung die Wohnung, in der der Schüler mit Hauptwohnsitz ge-

meldet ist. 

 

(7) Für Fahrtkosten, die im Rahmen von Schulwanderungen, Schullandheimaufenthalten, 

Exkursionen, Studienfahrten oder ähnlichen Veranstaltungen entstehen, besteht kein An-

spruch. 

 

(8) Als Leistungen für Schülerbeförderung sind unter Beachtung des Auswahlermessens 

der Stadt Weimar gem. Abs. 2 möglich: 

a) Ausgabe von Schülerfahrausweisen für den ÖPNV im Stadtgebiet Weimar (vor-

ranging) 

b) Bereitstellung eines freigestellten Schülerverkehrs oder Fahrdienstes (mit ärztli-

chem Attest)  

c) Erstattung/ Refinanzierung oder Bezuschussung von Fahrtkosten unter Vorlage 

von Nachweisen (Fahrscheine, ABO-Karten) 

 

 

§ 4a  

Ausgabe von Schülerfahrausweisen 

 

(1) Die Stadt Weimar kommt ihren Verpflichtungen als Träger der Schülerbeförderung für 

Schüler der Klassenstufen 1 bis 10 an allgemeinbildenden Schulen durch die Ausgabe von 
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Schülerfahrausweisen nach. Dies geschieht mittels elektronischem Fahrausweis der Stadt-

wirtschaft Weimar zum jeweils wirtschaftlichstem Tarif. 

 

(2) Die Schülerfahrausweise werden den Schülern rechtzeitig vor Gültigkeitsbeginn 

durch die Stadtwirtschaft Weimar auf dem Postweg zugestellt. 

 

(3) Bei Verlust obliegt dem Sorgeberechtigten des Schülers oder dem volljährigen Schü-

ler selbst die Ersatzbeschaffung. Gleiches gilt für zusätzlich entstehende Kosten für die Er-

satzbeschaffung sowie die Beförderungskosten für den Zeitraum bis zum Erhalt eines neuen 

Schülerfahrausweises. 

 

(4) Die Schülerfahrausweise sind auf Verlangen des Trägers der Schülerbeförderung  

unverzüglich an diesen zurückzugeben. 

 

 

 

§ 4b  

Erstattung von Schülerbeförderungskosten 

 

(1) Bei der Erstattung von Schülerbeförderungskosten gem. § 4 Abs. 8 c dieser Satzung 

übernimmt der Antragsteller die Vorfinanzierung der notwendigen Beförderungsaufwendun-

gen für den Schulweg. 

 

(2) Die Erstattung der Beförderungsaufwendungen für den Schulweg kann durch den 

Antragsteller jeweils zum Halbjahr und zum Schuljahresende beantragt werden. Diese kann 

immer nur für das laufendende Schuljahr bzw. bis zum 31.12. des jeweiligen Kalenderjahres 

in dem das entsprechende Schuljahr endete, erfolgen. Antragstellungen nach den genannten 

Terminen führen zu einer Verfristung der Ansprüche. 

 

(3) Für den Antrag ist das auf der Internetseite der Stadtverwaltung Weimar zur Verfü-

gung gestellte Formular zu verwenden und vollständig auszufüllen. Es sind Nachweise der 

entstandenen Kosten beizufügen.  

 

 

(4) Die Beförderungskosten werden i.H. der Aufwendungen, wie sie bei Inanspruchnah-

me öffentlicher Verkehrsmittel unter Beachtung höchstmöglicher Fahrpreisermäßigungen für 

die preisgünstigste Verkehrsanbindung zwischen der Wohnung und der nächstgelegenen, 

aufnahmefähigen staatlichen Schule, die dem Schüler den von ihm angestrebten Schulab-

schluss ermöglicht, entstehen, berücksichtigt. 

 

(5) Die Auszahlung erfolgt per Überweisung auf die im Antrag angegebene Bankverbin-

dung. Die Auszahlungssumme sowie das Überweisungsdatum werden dem Antragsteller 

nach Prüfung der vorgelegten Nachweise per Bescheid mitgeteilt. 
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§ 4c 

Schülerspezialverkehr/Fahrdienstbeförderung 

 

(1) Ein schultäglicher Schülerspezialverkehr (Fahrdienst) ist in der Stadt Weimar aus-

schließlich für diejenigen Schüler eingerichtet, die aufgrund einer dauernden oder vorüber-

gehenden Behinderung nicht in der Lage sind, den Schulweg mittels öffentlicher Verkehrs-

mittel zu bewältigen. 

 

(2) Die Bewilligung eines Fahrdienstes ist grundsätzlich nur möglich, wenn dessen Not-

wendigkeit mittels ärztlicher Nachweise begründet ist. 

 

(3) Die Organisation (Beginn, Dauer, Modalitäten) des Fahrdienstes legt die Stadt Wei-

mar mit dem beauftragten Unternehmen vertraglich fest. Die Beförderung erfolgt nur an Un-

terrichtstagen. 

 

(4) Die Beförderungsleistung für einen Schüler kann widerrufen werden, wenn sie, nach 

Ausschöpfung sämtlicher Abhilfemöglichkeiten, für das Beförderungsunternehmen durch das 

Verhalten des Schülers unzumutbar ist. Insbesondere wenn dadurch die Verkehrssicherheit 

oder andere Personen im Fahrzeug gefährdet werden oder der Fahrdienst über die Dauer 

von drei Schultagen ohne Information des Sorgeberechtigten oder des volljährigen Schülers 

selbst, nicht in Anspruch genommen wurde. 

 

 

§ 5  

Beteiligung an den Beförderungskosten 

 

(1) Bei Schülern ab Klassenstufe 11 gem. §4 Abs. 2, 3 ThürSchFG haben die Eltern, 

andere Sorgeberechtigte oder der volljährige Schüler selbst einen Eigenanteil für die not-

wendigen Beförderungsaufwendungen für den Schulweg zu tragen. 

 

(2) Der zu leistende Eigenanteil beträgt 50 vom Hundert der notwendigen Beförderungs-

aufwendungen, bezogen auf den günstigsten Tarif gem. § 4b Abs.4 dieser Satzung. 

 

(3) Die Erstattung erfolgt gem. §4b dieser Satzung. 

 

(4) In sozialen Härtefällen kann auf Antrag der Erziehungsberechtigten oder der volljähri-

gen Schülerinnen und Schüler das Schulverwaltungsamt über die Übernahme der gesamten 

Kosten der Schülerbeförderung durch den Schulträger entscheiden. 
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§ 6  

Beförderungskosten zum Schülerpraktikum bzw. Praxistagen 

 

(1) Es ist spätestens 2 Wochen nach Beendigung eines Praktikums/Praxistage durch die 

Sorgeberechtigten oder den volljährigen Schüler selbst ein „Antrag auf Erstattung der Schü-

lerbeförderungskosten“ zu stellen. 

 

(2) Für Praktikumswege, die im Rahmen der Unterrichtsplanung im laufenden Schuljahr 

vorgesehen sind, werden nur Fahrten innerhalb des Stadtgebietes Weimar erstattet. Wird 

das Praktikum außerhalb der Stadt Weimar gewählt, werden Fahrtkosten nur anteilig i.H. der 

günstigsten Fahr- und Preisvariante im Tarifgebiet der Stadt Weimar erstattet. Die An-

spruchsberechtigung ergibt sich aus §4 Abs. 4 ThürSchFG. 

 

(3) Die Regelungen und Erstattungsmodalitäten gelten entsprechend gem. § 4b dieser 

Satzung. Sollte der Schüler im Besitz eines Schülerfahrausweises sein, ist dieser für den 

Weg zum Praktikumsplatz auf geeigneten Strecken vorrangig einzusetzen. 

 

 

§ 7  

Datenschutz/Personenbezogene Daten 

 

(1) Für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Vollzug dieser Satzung gilt 

die EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) sowie das Thüringer Datenschutzgesetz 

(ThürDSG) in seiner jeweils geltenden Fassung. 

 

(2) Die Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt bei der Online-

Antragstellung digital. Der Antragsteller wird im Antragsvorgang darauf hingewiesen. 

 

(3) Erfolgt eine Kostenübernahme in Form eines Schülertickets bzw. Fahrdienstleisters, 

werden die Daten an den jeweiligen Dienstleister (Stadtwirtschaft Weimar, Beförderungs-

dienstleister usw.) weitergegeben. Hiermit erklärt sich der Antragsteller mit dem unterschrie-

benen Antrag ausdrücklich einverstanden. 

 

 

§ 8 

Mitwirkungspflicht  

 

Jede Änderung in den Verhältnissen, die den Beförderungs- bzw. Erstattungsanspruch be-

einflusst,  

insbesondere bei einem Wechsel der Wohn- bzw. Schulsituation, ist der Stadt Weimar un-

verzüglich schriftlich anzuzeigen. Über etwaige Kostenerstattungsansprüche (Regress) als 
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Folge einer verspäteten Anzeige bzw. Rückgabe des Schülerfahrausweises gem. § 4a Abs.4 

dieser Satzung entscheidet die Stadt nach pflichtgemäßem Ermessen. 

 

 

§ 9 

Gleichstellungsbestimmung  

 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung der Sprachfor-

men weiblich, männlich, divers verzichtet. Alle Personen- und Funktionsbezeichnungen rich-

ten sich an alle Geschlechter gleichermaßen. 

 

 

 

 

§ 10  

Inkrafttreten 

 

(1) Diese Satzung tritt zum Schuljahresbeginn des Schuljahres 2026/2027 am 

17.08.2026 in Kraft. 

 

(2) Gleichzeitig tritt die „Satzung zur Beteiligung der Eltern bzw. volljährigen Schüler an 

den notwendigen Kosten bei der Beförderung der Schüler ab Klassenstufe 11“ vom 

01.10.1996, veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 19/96 vom 26.09.1996, außer Kraft. 

 

 

Satzung betreffend der Schülerbeförderung in der Stadt Weimar: Veröffentlicht im Rat-
hauskurier, Amtsblatt der Stadt Weimar, Nr. 08/26 vom 31.07.2026, S.9 
 

 


